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Juli 2026     

Gemeinsam gegen den Sozialkahlschlag! Es reicht! Für alle! 

Am sechsten Juni hatte das Bündnis „Unkürzbar“, unterstützt von der LINKEN, zum Protest am 
Rande eines Auftritts der Ministerin Prien an der Uni aufgerufen. Und deutlich über tausend Men-
schen, viele davon unmittelbar von den Kürzungsplänen der Ministerin im Sozialbereich betrof-
fen, waren gekommen. Beeindruckend die Vielfalt der Redebeiträge von Aktiven aus diesem Be-
reich. Ein toller Anfang eines Protestsommers, hoffentlich! Merz und Konsorten brauchen nicht 
nur Gegenwind, es darf gerne ein Sturm werden. Am 3. Juli geht es weiter, siehe Seite 2.  
(Foto: Tom)  

Redaktionsschluss für die August-Ausgabe:  

Freitag, 31.07.2026 

Wir freuen uns über alle Beiträge, die uns mög-
lichst als .doc, .odt oder .rtf-Datei erreichen soll-
ten, die sind am besten ins Layout einzubinden. 
Auch Fotos von Parteiaktivitäten werden gerne 
genommen! 
Die Mailadresse ist: 
stietz-leipnitz@t-online.de 

Die Postanschrift ist: B. Stietz-Leipnitz,  
Schmilinskystraße 6a, 20099 Hamburg.  
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Kundgebung: Nein zum sozialen Kahlschlag -Sozialstaatsretter*in-
nen stehen zusammen! 

DGB und Einzelgewerkschaften Hamburg rufen am Freitag, den 3. Juli um 15.30 h Speersort zur 
Kundgebung auf: NEIN zum sozialen Kahlschlag - Sozialstaatsretter*innen stehen zusammen! 

Aufruf vom Unkürzbar-Bündnis: Bei 
UNKÜRZBAR schließen wir uns zusammen ge-
gen Sozialabbau und Kürzungspolitik. Wir kom-
men aus verschiedensten Arbeitsbereichen, ha-
ben unterschiedliche Perspektiven und 
Betroffenheiten - und wir alle finden: Es reicht! 

Wir sind nicht bereit hinzunehmen, wie die Re-
gierenden systematisch unser aller Leben ver-
schlechtern, Arbeiter*innenrechte schleifen und 
besonders uns angreifen, die es ohnehin schon 
schwer haben, über die Runden zu kommen. 
Bundesweit werden Stellen abgebaut und es 
wird immer schwerer, in guten Verhältnissen zu 
wohnen und zu arbeiten. Wir unterstützen uns 
gegenseitig und stehen an der Seite derer, die 
unter den Sozialkürzungen besonders leiden: 
Menschen in Pflege und Gesundheitsversor-
gung, Eltern, Kinder und Alleinerziehende, Men-
schen mit Behinderungen, Betroffene von Ge-
walt, Rentner*innen, Erwerbslose, Geflüchtete 
und Migrant*innen und alle, die auf staatliche 
Unterstützung angewiesen sind. 

Wir wollen eine Gesellschaft, die soziale Sicher-
heit, Teilhabe und ein gutes Leben für alle er-
möglicht. Deshalb kämpfen wir gemeinsam für 
eine Politik, die den Menschen dient - nicht den 

Profiten. Das Geld ist da: Das sehen wir an den 
Subventionen für Großunternehmen und der 
massiven Aufrüstung. Es geht darum, das Geld 
endlich gerecht zu verteilen und Alternativen zu 
einem zutiefst ungerechten Wirtschaftssystem 
zu finden. 

Nur gemeinsam können wir den sozialen Kahl-
schlag stoppen - in Hamburg und bundesweit. 
Wir freuen uns über alle, die mitmachen! 

Anmerkung eines älteren Herrn: 
Ich hoffe, dass diesem von Vielen (u.a. auch von 
Senior*innenbeiräten) unterstützten Aufruf auch 
von Vielen gefolgt wird. Es geht, auch wenn das 
immer schon mal behauptet wurde, tatsächlich 
gegen eine gut organisierte Kampagne, die un-
seren Sozialstaat satt hat und ihn sich einfach 
nicht mehr leisten will. Dagegen braucht es 
breite Bündnisse und keine eigenen Süppchen!! 

Bernhard 
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Kurzbericht zum Potsdamer Parteitag 2026 

Vom 19. bis 21. Juni 2026 traf sich unsere Partei 
in Potsdam zur 1. Tagung des 10. Parteitages der 
Linken. Hierzu wurde in den Medien bereits viel 
berichtet und kommentiert. Wer sich erstmal ei-
nen allgemeinen Überblick verschaffen möchte, 
kann dies etwa mit dem Bericht von Jana Frielin-
ghaus im ND tun. 

Wir wollen hier einen anderen Blickwinkel einneh-
men (nämlich den der Delegation aus Hamburg-
Mitte). Und blicken auf die Geschehnisse und Be-
gebenheiten des Parteitages, die an anderer 
Stelle nicht zu finden sind. Soviel vorab, wir ge-
hen rein. 

Erstmal zu uns, die wir aus Hamburg in Potsdam 
waren. Ihr habt sie zwar selbst gewählt (jedenfalls 
viele von euch), trotzdem hier die Zusammenset-
zung unserer Delegation: Antonia Ivankovic, 
Charlene Wolf, Quentin Villwock, Marinus Steh-
meier und Gerd Schnepel (als Ersatzdelegierter 
am Freitag). Gemeinsam mit Genossis aus den 
anderen Bezirken haben wir Hamburg auf dem 
Parteitag vertreten. Außerdem entsendeten auch 
einige Bundesarbeitsgemeinschaften Delegierte 
mit Hamburger Hintergrund. 

Die Stimmung im Hamburg-Block blieb durchgän-
gig stabil. Redebeiträge und Wortmeldungen von 
Genossis “aus dem Landesverband Hamburg” 
wurden regelmäßig mit “HAMBURCH”-Rufen aus 

unserer Ecke begrüßt und motiviert. Was auch 
von den übrigen Delegierten heiter aufgenommen 
wurde. 

Aber wie war es denn nun in Potsdam? Um es in 
aller Kürze zu sagen: Auf einer Skala von 1 bis 10 
- wobei 1 für völlig Misslungen und 10 für besser 
geht's nicht steht - war dieser Parteitag eine 5. Es 
wurden wichtige Signale gesendet, aber mit mas-
sig Luft nach Oben. 

Der Parteitag stand unter dem Motto “Es reicht! 
Das Leben bezahlbar machen.“ Mit Blick auf die 
Situation in der Bundesrepublik gut gewählt. Aber 
bei dem Motto blieb es auch. Der Parteitag be-
schäftigte sich mit anderen Themen. 

Allerdings nicht mit vielen. Grund hierfür war ein 
zu Beginn gestellter und erfolgreicher Geschäfts-
ordnungsantrag. Nach diesem konnten im Rah-
men der Antragsberatung alle Mitglieder Wider-
spruch gegen die sog. Teilübernahme von 
Änderungsanträgen einlegen. Diese satzungs-
technischen Feinheiten sollen hier nicht weiter 
behandelt werden. Im Ergebnis führte dies aber 
dazu, dass die Beratung zum Leitantrag weitaus 
mehr Zeit beanspruchte als eingeplant.  

Daher konnten nur wenige weitere Anträge be-
handelt werden. Der Initiative der Hamburger De-
legation ist es aber zu verdanken, dass sowohl 
der Antrag zum Diätendeckel als auch der zur 
Entkriminalisierung von Sexarbeit behandelt und 
beschlossen wurden. Insbesondere durch erste-
ren gelang es, mit dem Parteitag das Profil unse-
rer Partei nach Außen weiter zu schärfen. 

Neben dem Leitantrag lag der Schwerpunkt des 
Parteitages bei der Wahl des neuen Bundesvor-
stands. Als Vorsitzende kandidierten Ines 
Schwerdtner und Luigi Pantisano. Das Ergebnis 
dürfte bekannt sein. Der Kurs von Ines wurde mit 
einem guten Ergebnis bestätigt während Luigi 
fast scheiterte. Das Team startet also nur mit 
halbem Schwung. 

Schatzmeister und Bundesgeschäftsführer wur-
den mit soliden Ergebnissen im Amt bestätigt. 

Daneben setzt sich der neue gewählte Bundes-
vorstand aus den folgenden Mitgliedern zusam-
men: 

Stellvertretende Parteivorsitzenden 
Ates Güpinar 
Luise Neuhaus-Wartenberg 
Olga Fritzsche  
Özlem Alev Demirel 
Theo Glauch 
Wenke Brüdgam 
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Jugendpolitische Sprecher:in und Vertretung des 
Studierendenverbandes 
Maria Lara Moubarak 
Maxi Kisters 

Weitere Mitglieder 
Hanna Wanke 
Katharina Dahme 
Marlen Borchardt 
Mercedes Ghazaei 
Naisan Raji 
Sabine Berninger 
Tamara Mazzi 
Florian Spaniol 

Jens Schwaab  
Dr. Karsten Lippmann  
Luca Renner  
Markus Pohle 
Ulrich Schneider  
Wulf Gallert  

Damit ist Hamburg nun nur noch über Olga im 
Parteivorstand vertreten. 

Soviel an dieser Stelle zum Bundesparteitag. 
Wenn ihr weitere Fragen habt, sprecht uns Dele-
gierte einfach an oder ladet uns zu einer Sitzung 
eurer BO ein.

 

(Etwas böser) Bericht vom Bundesparteitag in Potsdam 

Nach dem LPT neulich der BPT ... Für ein Jung-
mitglied - erst seit 16 Monaten "drin" - erneut ein 
interessanter Einblick. Da Wahlergebnisse, An-
tragsannahmen, -ablehnungen, -änderungen, -
überweisungen an den BuVo auf den entspre-
chenden Websites zu finden sind, möchte ich Ein-
drücke berichten, die punktuell oder am Rande 
auffielen. 

Gerd am Redner*innenpult in Potsdam 

Es war oft sehr laut! So sagte auch die BuVo-
Kandidatin Melanie Arnoldt und bat - so gut wie 
erfolglos - um Handgebärden statt dauerndem 
lauten Klatschen und Johlen. Zudem wurde aus 
einer Ecke "hinten rechts" zu jedem Beifall auch 
nervig laut geschrien. Schreien schien sowieso 
ein probates (?) Mittel zu sein, Aufmerksamkeit 
zu erregen: Viele Rednerinnen und Redner spra-
chen relativ ruhig zum Thema, aber eine ganze 
Reihe hatte offenbar die Vorstellung, dass man 
sehr wichtige Stich- und Schlagworte nur rüber-
bringt, wenn man deutlich die Stimme hebt bei 
"Militarismus", "Sozialkürzungen", "Faschisten", 
"Rassismus", "Arbeiterklasse" u.a., manchmal 
musste die eigene Überzeugung sogar den ver-
sammelten Delegierten zugeschrien werden. An 
sich eine verständliche und verbreitete Form, In-
halte durch Lautstärke zu unterstreichen, aber 
wenn es um Themen geht, die jeder und jede 

kennt, wird taktisches Hervorhebungsgeschrei 
langweilig ... 

Unsere liebe Wahlsiegerin und Genossin Olga 
sprach sich gegen Sonntagsreden aus (und hielt 
auch keine), aber: um die 40 Bewerbende anzu-
hören war beim besten Willen bald nicht mehr 
sooo aufregend: 28 Gen. & Gen. warfen unbeug-
sam dem Faschismus den Fehdehandschuh hin, 
26 verurteilten entschieden den Militarismus, 24 
wiesen den Sozialkahlschlag entschlossen zu-
rück, 17 griffen solidarisch das Thema der Mig-
ranten und Migrantinnen auf, immerhin 15 er-
wähnten - mitunter ehrfürchtig - unsere 
Zielgruppe Nr. 1 (die Arbeitendenklasse, die jetzt 
nicht mehr aus dem Fokus verschwinden wird!), 
13 kämpfen wütend gegen Merz & Co., immerhin 
je 10 benannten die Palästinenser und Palästi-
nenserinnen einerseits und das auch nicht ganz 
unwichtige Thema von Klimakatastrophe und Um-
welt andererseits. 8 klagten über die Wohnungs-
frage, 4 erwähnten das Schlagwort Internationa-
lismus - zumindest in seiner traditionellen Form - 
bei Zweien spielte das Wort Antisemitismus eine 
Rolle.  

Und ich (82) sprach fast ausschließlich über ei-
nen neuen Internationalismus und das Völker-
recht: Mit linken Oppositionellen aus Nicaragua, 
Kuba, Venezuela kommunizieren und zusammen-
arbeiten und das Völkerrecht verteidigen als 
Recht auf Selbstbestimmung - auch oder gar vor 
allem - gegen das "eigene" Regime! Keine Soli-
darität mit Herrschenden! Eine Stimme aus Ve-
nezuela: "Wenn die Linke aus geopolitischer Lo-
yalität zu internen Missbräuchen schweigt, verliert 
sie ihre ethische Autorität!" Also bekam ich - logo 
- diesmal 1,84 % der Stimmen ..., ein Zeichen der 
Hoffnung?  

Gerd Schnepel, Mitte 
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Bundesparteitag 2026 – etwas ausführlicher 

Ab dem 19.6. trafen sich fast 600 Delegierte zum 
Bundesparteitag (BPT) in Potsdam. 

Nach unserem BPT habe ich über unseren Par-
teistream die drei Tage aufmerksam verfolgt und 
im Gegensatz zu unseren Delegierten konnte ich 
hin und wieder scrollen, wenn es meines Erach-
tens nix Berichtenswertes gab. So viel TV an ei-
nem Tag habe ich jedenfalls schon länger nicht 
mehr geschaut, aber ich wollte einen gewissen-
haften Bericht schreiben. Hoffentlich ist mir das 
gelungen. 
Nach den Reden von unserer Parteivorsitzenden 
Ines Schwerdtner, unserer Co-BT-
Fraktionssprecherin Heidi Reichinnek und von 
Gastredner*innen wie z.B. von Rebecca Liebig 
der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di. beginnt 
die Generaldebatte: 
Aleksandar Zlatic richtet seine Worte an „den 
rechten Flügel der Partei, an die Reformer, an die 
Zentristen“ – Die ganze Welt wisse, dass Israel 
einen Genozid und ethnische Säuberungen an 
den Palästinensern begehe, fährt er fort. Die Ta-
gesleitung ergreift das Wort. Sie wolle sich dage-
gen wehren, dass behauptet werde, dass es in 
der „Linken“ einen „rechten Flügel“ gebe. Sie 
komme aus Sachsen, da gebe es richtige Rechte. 
Gemeint sind die AfD-Landtagsabgeordneten. 
Der Saal klatscht. 

Nun wird über „Sozialstaatsproteste“ diskutiert 
und Jan Van Aken mischt sich ein: "Mietenmafia, 
Mietenmafia, Mietenmafia", sei ja jetzt gerichtlich 
erlaubt. Und da er ja immer zuständig war für „Mi-
MiMi“ (Milliardäre, Militär, Mieten), so Jan, stellt er 
die Mieten-Kampagne vor. Jan findet, die Linke 
organisiere die Hoffnung, Wohnung für Wohnung. 
Und präsentiert Zahlen zu aufgedecktem Mietwu-
cher und falschen Nebenkostenabrechnungen. 

Hier in meinem Bericht die gesamte Generalde-
batte abzubilden, würde leider den Rahmen mei-
nes Berichtes sprengen und deswegen springe 
ich in die Debatte zum Kompromissvorschlag des 
Bundesvorstands zum Nahostkonflikt, der ab 
circa 21 Uhr behandelt wurde. 

Leidenschaftlich wurde über einzelne Punkte in 
diesem Kompromissvorschlag diskutiert. Im Ver-
gleich zum älteren Kompromissvorschlag, der 
nach den antisemitischen Vorwürfen gegen un-
sere Partei, auch und gerade nach dem verhäng-
nisvollen antizionistischen Antrag auf dem Nie-
dersächsischen Landesparteitag im Frühling 
2026, von Nöten gewesen ist, wurde eine ent-
scheidende Passage geändert: Statt im Antrag 
davon zu sprechen, dass die Mehrheit die Situa-
tion im Gazastreifen als Völkermord ansieht, aber 
zahlreiche andere Genoss*innen in unserer Partei 
-wie z.B. Jan van Aken- das nicht so sehen, 
wurde nun der abgeänderte Kompromissvor-
schlag angenommen, dass unsere Partei sozusa-
gen insgesamt die Situation dort als Völkermord 
ansieht. 
Gut eingebettet im alten Kompromissvorschlag 
unserer nun alten Bundesparteispitze, der bis 
zum BPT galt, bin ich nach wie vor der Ansicht, 
dass nur Ermittler:innen und Jurist:innen des In-
ternationalen Gerichtshofes und nicht Genoss:in-
nen, die genauso wie ich ihre Informationen zum 
Nahostkonflikt aus Zeitungen und Social Media 
beziehen, bestimmen sollten, ob ein Völkermord 
im juristischen Sinne vorliegt. Gut hingegen ist, 
dass in diesem Antrag eindeutig steht, dass wir 
uns zum Existenzrecht Israels bekennen und wir 
gegen Antisemitismus kämpfen. (siehe auch den 
Beitrag von Detlef Grumbach auf S. 9 ff.) 

Schlecht hingegen ist, dass einige der jungen 
Neumitglieder, die als Delegierte auf dem BPT 
leicht am Palästinensertuch (Kufiya) erkennbar 
waren, schon angekündigt haben, den für mich 
unverzichtbaren und deswegen für mich auch un-
verrückbaren Passus der Anerkennung des Exis-
tenzrechtes Israels in Zukunft streichen lassen zu 
wollen. Im Vorfeld unseres Parteitages gab es üb-
rigens einen große Wellen schlagenden Bericht 
des Bayerischen Rundfunks über parteiinternen 
Chatgruppen unserer Jugendorganisation Solid, 
in denen unter anderem der Solid Landesspre-
cher für Rheinland-Pfalz "Israel verrecke!" getex-
tet hat. Unschön, weil menschenverachtend! 
Spätabends wurde der Kompromissantrag "Für 
gleiche Rechte im Nahen Osten/Westasien – ge-
gen jeden Rassismus und Antisemitismus“ ange-
nommen. 

2. Tag, Samstag. Weiter ging es am Samstag-
vormittag mit der Debatte zum Leitantrag. Zu-
nächst geht es um die Überschrift. „Die Linke als 
Steinhaus bauen“, ist der Vorschlag des Partei-
vorstands. „Friede den Hütten! Krieg den Paläs-
ten!“, schlägt der Kreisverband Oberhavel vor. 
Abgelehnt, es bleibt zunächst beim Steinhaus. 
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Nach der Debatte zum Leitantrag fande das 
FLINTA*-Plenum statt. Im FLINTA*-Plenum 
wurde über Anträge diskutiert und vorgeschlagen, 
einen sehr umfassenden Antrag von Linksjugend, 
Feministischer Kommission und Antikapitalisti-
scher Linken zu beschließen. Er heißt „Das Le-
ben organisieren. Die Linke ist eine feministische 
Partei“, und befasst sich laut Für-Rede mit dem 
Zusammenhang von Feminismus und Klassen-
frage. Er wird mit großer Mehrheit beschlossen. 

Am Nachmittag werden die Parteivorsitzenden 
gewählt. Die Kandidat*innenliste besteht aus Ines 
Schwerdtner und Luigi Pantisano. 
Menschlichkeit, Frieden, Demokratisierung aller 
Lebensbereiche, dafür stehe die Linkspartei, so 
Ines. 
Dann stellt sich Luigi vor: „Ich will ein Wirtschafts-
system, dass uns Menschen dient und nicht den 
Konzernen“, dafür brauche man die Arbeiterinnen 
und Arbeiter. Dazu müsse man nun an den Werk-
storen fortsetzen, was man an den Haustüren ge-
lernt habe. Luigis Ankündigung unterstütze ich. 
Nur fehlt mir ein umfassenderes Konzept, aber 
vielleicht kommt das ja noch. 
Denn eines ist so sicher wie das Amen in der Kir-
che, nur mit Tapeziertischen, auf denen Infomate-
rial wie z.B. Luftballons liegen, und roten Links-
parteiwesten werden wir die Arbeiterinnen und 
Arbeiter vor den Werkstoren nicht zurückgewin-
nen. Ohne mich nun sozusagen proletarisch ex-
ponieren zu wollen, aber ich habe schon länger 
als ein Jahr in einer Fabrik am Fließband gearbei-
tet und weiß relativ gut, wie man im Fabrikpau-
senraum über Politik spricht und dort finden keine 
politisches Pro-Seminare statt. Mein unorthodo-
xer Vorschlag wäre, dass alle Spitzenpolitiker*in-
nen bzw. alle Berufspolitiker*innen der Linkspar-
tei, jedenfalls diejenigen die an einem Konzept 
zur Rückgewinnung der Arbeiterinnen und Arbei-
ter arbeiten, in den Ferien mal 3 Wochen in eine 
Fabrik malochen gehen. Dadurch werden wir 
zwar immer noch kein Konzept haben, aber je-
denfalls sind die sozusagen Konzeptentwick-
ler*innen danach sensibilisierter. 

Eine Entscheidung liegt vor: die Vorsitzenden 
wurden gewählt. Während Ines ein gutes Ergeb-
nis mit über 463 Ja-Stimmen und damit 85,74 
Prozent bekommt, erhält Luigi nur rund 53 Pro-
zent Zustimmung mit 287 Ja- und 163 Nein-Stim-
men. Gerade mal so wird er zum Co-Vorsitzen-
den der Linkspartei. Raunen geht durch den Saal. 
Das wird kein einfacher Job für Luigi. 

Aber warum dieses mehr als bescheidene Ergeb-
nis? Luigi hat mit seinem Video-Interview für BILD 
TV irritiert. Nicht weil er dem Springer-Konzern 
ein Interview gegeben hat, sondern weil er darin 

der CDU unterstellt, dass sie genauso Faschisten 
seien wie die AfD: "Letztlich gibt es gerade keinen 
Unterschied zwischen der CDU und Faschisten, 
die die faschistische Politik machen, der AfD - 
oder den Faschisten selbst." Insbesondere die 
ostdeutschen Landesverbände, und hier auch 
und gerade diejenigen die sich im Wahlkampf be-
finden, halten Luigis Aussage für kontraproduktiv, 
denn sie arbeiten in ihren Bundesländern auf 
Kommunaler Ebene und auch im jeweiligen Lan-
desparlament teilweise mit CDUlern zusammen. 

Nun wurden die anderen Posten gewählt. Sechs 
stellvertretende Parteivorsitzende sollen gewählt 
werden. Olga Fritzsche aus Hamburg stellt sich 
mit einer sehr guten Rede unter anderem zur so-
zialen Gerechtigkeit in unserem Land vor. Olga 
wird mit dem stärksten Ergebnis aller Kandidat*in-
nen von 79 Prozent gewählt. 
Alle restlichen Plätze in unserem 26-köpfigen 
Parteivorstand zu besprechen, würde nun den 
Rahmen meines Berichtes sprengen. Zwei Perso-
nalien sind allerdings interessant: Ulrich Schnei-
der, ehemaliger Hauptgeschäftsführer des Paritä-
tischen Wohlfahrtsverbandes, stellte sich vor. Im 
Jahr 2022 war er aus Protest gegen Sahra Wa-
genknecht aus der Linkspartei ausgetreten. In 
diesem Jahr ist er wieder beigetreten und will den 
Wiedereinstieg direkt mal mit einem Einzug in 
den Parteivorstand krönen. Es gelingt ihm. 

Gerd Schnepel aus unserem Bezirksverband HH-
Mitte bewarb sich auch. Er ist seit 1982 Bioland-
baupionier und lebte bis 2022 in Nicaragua und 
kritisierte sinngemäß unter anderem den unkriti-
schen Umgang der Linken mit dem dortigen Re-
gime. 

Luzian am Mikro 

In der Fragerunde stellte unser Bezirksvorstand 
Luzian Massarrat folgende Frage: "Was können 
wir von Dir, Lieber Gerd, als Biobauer noch für 
unsere Klimapolitik lernen?" 
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Quentin Villwock, Delegierter aus unserem Be-
zirksverband, fragte: "Gerd, was wolltest Du sa-
gen, bevor das Mikro ausgeschaltet wurde?" 
Damit traf Quentin einen Punkt, denn aufgrund 
der strikt begrenzten Redezeit wurde mehrmals 
das Mikro ausgestellt, obgleich die Kandidieren-
den noch ein paar Sätze sagen wollten. Ulrich 
Schneider z.B. redete einfach noch eine Minute 
leidenschaftlich weiter, obgleich niemand mehr in 
der Delegiertenschaft akustisch verstehen 
konnte, was er noch zu sagen hatte. 

Meme währender GO-Debatte am Freitag 

Jedenfalls antwortete Gerd auf die Fragen, dass 
er noch sagen wolle, dass er seine Kandidatur 
nur mache, um der Partei zu nützen und zitierte 
unsere Rosa Luxemburg Stiftung: "Wenn Die 
Linke zu internen Missbräuchen schweigt, verliert 
Die Linke ihre ethische Autorität." Zitat von der 
RLS, die, so Gerd, ebenfalls von Maduro aus Ve-
nezuela gejagt wurde. Auf Luzians Frage antwor-
tete Gerd, dass Biologische Landwirtschaft einen 
ungeheuren Einfluss auf Klima, Gesundheit, auf 
Böden, auf Wasser, auf alles habe. Gerd wurde 
nicht in den Parteivorstand gewählt, aber dazu 
muss man wissen, dass sich enorm viele auf die 
begrenzte Anzahl der Vorstandsplätze beworben 
haben. Vielleicht klappt's beim nächsten BPT. 

Tag 3, Sonntag: Bislang hat sich unsere Partei 
einen Vorstand gewählt und sich auf den Kom-
promissvorschlag zum Nahostkonflikt geeinigt. 
Jetzt beginnt die Debatte über die Änderungsan-
träge zum Leitantrag. 

Die BAG „Demokratische Linke“ will die Ableh-
nung einer EU-Armee aus dem Leitantrag strei-
chen. 
Die BAG Frieden und internationale Politik hält 
dagegen: Statt von einer „Friedensmacht Europa“ 
soll von einem kollektiven Sicherheitssystem mit 
Russland und China gesprochen werden, das die 
Abrüstung zum Ziel hat. Diese Anträge sind alle 

im „vereinfachten Abstimmungsverfahren“ einge-
bracht worden, also im Block. Der Parteitag be-
schließt, den Block nicht aufzumachen, damit 
wird kein Antrag behandelt. 
Bald danach kommen die Änderungsanträge zur 
parlamentarischen Orientierung und zur AfD. Ines 
Schwerdtner verteidigt die Vorarbeit des Partei-
vorstands. Im Leitantrag soll festgehalten werden, 
dass man bei dem Versprechen bleibe, eine 
Brandmauer zu bleiben. Ihr Antrag wird ange-
nommen. Beim nächsten Änderungsantrag soll es 
demokratisch bleiben, jeder Kreis- und Landes-
verband soll selber entscheiden, wie die AfD von 
der Regierung ferngehalten werden soll. Der An-
trag wird angenommen.  

Nun kommt es zum Antrag der Diätendecklung 
(siehe dazu auch meinen Artikel in der MitteN-
mang Ausgabe Juni ab Seite 7, in dem ich aus-
führlich die Pro - und Contra - Argumente bespre-
che). Der ursprüngliche Antrag wurde zu einem 
Kompromissantrag geändert: Im Kern geht es da-
bei offensichtlich um eine Orientierung an tarifli-
chen Regelungen. Anker soll die Entgeltgruppe 
A14 des öffentlichen Dienstes sein, die bei rund 
5.489 Euro im Monat beginnt. Der Deckel wird 
beschlossen. 

Kurz vor Ende des Parteitages wird noch über 
den Antrag zur Sexarbeit debattiert. Zwei zusam-
mengeführte Anträge werden mit deutlicher Mehr-
heit beschlossen: „Solidarität mit migrantischen 
und rassialisierten Sexarbeiter:innen – gegen Kri-
minalisierung und rassistische Migrationspolitik“ 
und „Solidarität mit Sexarbeiter*innen, für Rechte 
und Sichtbarkeit - Gegen Patriarchat, staatliche 
Repression und Menschenhandel“. 

Zum Abschluss des dritten Tages wird die Inter-
nationale angestimmt und die Delegierten fahren 
erschöpft und mit vielen intensiven Eindrücken 
und Erfahrungen nach Hause. 

Sven-Friedrich Wiese 

  



- 8 - 

"Mein Name ist Ausländer" - Platz in St. Pauli nach Semra Ertan benannt 

Erfreulicherweise kann ich meinen Artikel in der 
"Mittemang" vom Juni ergänzen: Die Senatskom-
mission für die Benennung von Verkehrsflächen 
hat dem Vorschlag der Bezirksversammlung 
Hamburg-Mitte zugestimmt, einen kleinen Platz 
zwischen Annen- und Clemens-Schultz-Straße (in 
St. Pauli Mitte) zu dem "Semra-Ertan-Platz " zu 
benennen. 

Semra Ertan ist 1957 in der Türkei geboren, folgt 
als 15-jährige ihren Eltern nach Kiel, die dort als 
sogenannte "Gastarbeiter" lebten und arbeiteten. 

Sie arbeitete als Technische Zeichnerin und Dol-
metscherin. Als Schriftstellerin schrieb sie über 
300 Gedichte gegen rassistische Stimmungen 
und Angriffe in der Bundesrepublik zu Beginn der 
80iger Jahre. Aus Verzweiflung zündete sie sich - 
in der Nähe - an und verstarb an ihren Verletzun-
gen. 

Der neue Platz soll dauerhaft an ihr Leben und 
Engagement als Aktivistin erinnern. 

Verena Brachvogel 

 

     Zur Erinnerung: 
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Linker Antisemitismus? 
Ein Diskussionsabend der BO St. Georg 

Immer wieder führen wir dieselbe Diskussion: An-
träge zur Verurteilung der israelischen Kriegsfüh-
rung in Gaza und der Siedlungspolitik, die An-
schläge der Hamas und die Solidarität mit 
Palästina laden ein zu erbitterten Wortgefechten 
nicht über die Realität in der Region, sondern 
über Begriffe wir Zionismus oder Genozid. Paral-
lel dazu greifen Politiker*innen der Parlaments-
mehrheit und die Medien des bürgerlichen 
Mainstreams jede Gelegenheit beim Schopf, um 
über „linken Antisemitismus“ zu schwadronieren 
und die Linke in die Ecke zu stellen. Die BO St. 
Georg diskutierte deshalb schon am 6. Mai über 
das Thema „linker Antisemitismus“. Das Thema 
bleibt virulent, deshalb hier ein kleiner, etwas 
über den „Stand Mai“ hinausgehender Bericht von 
einem Abend, an dem keine „Wahrheiten“ verkün-
digt wurden, sondern auf Argumente eingegan-
gen, Positionen in Frage gestellt und weiterentwi-
ckelt wurden. Spät abends – wieder zu Hause – 
kommt dann „Maischberger“ ins Wohnzimmer: 
Jens Spahn sitzt da neben Heidi Reichinnek. 
Spahn wird mit einem Ausschnitt aus einer Rede 
vom 21. Febr. 2026, vorgestellt. Dort erklärte er, 
warum es mit den LINKEN nicht geht: „Judenhas-
ser in den vorderen Reihen, Sozialismus im Pro-
gramm!“ Na bitte! 

Antisemitismus ist eine „gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit“, eine Feindschaft gegenüber 
Juden, weil sie Menschen jüdischen Glaubens 
sind. Antisemitismus arbeitet mit Vorurteilen und 
Klischees, die den Juden einerseits zum wertlo-
sen „Untermenschen“ stempeln, ihm andererseits 
fast übermenschliche Kräfte zusprechen, wenn 
bspw. die Rede von der Macht der „jüdischen“ 
Banken, des „internationalen Judentums“ oder ei-
ner „jüdischen Weltverschwörung“ gesprochen 
wird. Das alles sind Projektionen des Antisemitis-
mus. Antisemitismus, Rassismus und Nationalis-
mus sind Bestandteile einer rechten Klassenideo-
logie, die universelle Menschenrechte negiert, 
Klassengegensätze übertüncht und die „Volksge-
meinschaft“ klassenübergreifend gegen einen 
imaginierten Feind zusammenschweißt. Antisemi-
tismus ist in seinem Kern rechte Klassen- und 
Rassenideologie und wird gegen linke Positionen 
in Stellung gebracht: So war ja nicht zufällig im 
NS von der „jüdisch-bolschewistischen Weltver-
schwörung“ die Rede.  

Antisemitismus ist nach der Shoah in Deutsch-
land 1945 nicht plötzlich verschwunden. Während 
jüdische und andere Opfer des NS die Bürger an 
historische Schuld, eigene Verbrechen oder so-
gar an die Niederlage erinnerten und sich erneut 

mit Antisemitismus konfrontiert sahen, wurden mit 
den Straffreiheitsgesetzen 1949 und 1954 – wir 
haben jetzt nur noch über die BRD gesprochen – 
die meisten Täter aus ihrer Verantwortung entlas-
sen. Von einer CDU-Regierung. Der Eichmann-
Prozess in Jerusalem bspw. wurde nur durch die 
Arbeit des jüdischen Generalstaatsanwalts Fritz 
Bauer gegen den Widerstand seiner Behörde 
möglich. „Böse“ Zungen behaupten ja sogar, dass 
die Gründung des Staates Israel durch die Ade-
nauer-Regierung unter Inkaufnahme der Nakba* 
so vorbehaltlos unterstützt worden ist (die Grund-
lage unserer „Staatsraison“ heute), weil man ei-
nerseits um die deutsche Schuld und internatio-
nalen Druck wusste, vor dem Hintergrund der 
Stimmung im Land aber andererseits auch nicht 
böse war, wenn man die Juden im Land auf diese 
Weise loswurde. Immerhin saß der Mitverfasser 
und Kommentator der Nürnberger Rassegesetze, 
Hans Globke, im Kanzleramt. Die Geschichte der 
Judenverfolgung und anderer NS-Verbrechen 
wurde später in Geschichtswerkstätten und Initia-
tiven von Opfer-Gruppen, von jüdischen, antifa-
schistischen und linken Bürgern ans Licht geholt. 
Konsequenter und wirksamer Antifaschismus und 
eine entsprechende Arbeit gegen den virulenten 
Antisemitismus waren nicht die Domäne der CDU 
– es waren – unter anderem – ein Kernanliegen 
linker Politik, die im Sinne einer umfassenden 
Emanzipation in ihrem Wesenskern internationa-
listisch, antirassistisch und gegen Antisemitismus 
gerichtet ist. 

Bundeskanzler Konrad Adenauer mit Hans Globke im 

Kanzleramt: Der Co-Autor und Kommentator der Nürn-

berger Rassegesetze macht in der CDU nach 1945 

Karriere.. 

https://bilder.deutschland-
funk.de/04/ed/31/53/04ed3153-c7d6-4b1c-8f39-
09acb770e231/konrad-adenauer-hans-globke-
100-1920x1080.jpg  
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Das heißt aber nicht, dass es keinen Antisemitis-
mus unter Linken gibt. Antisemitismus ist tief ver-
wurzelt in der Geschichte, im Denken und Fühlen, 
wird teils in Familienerzählungen oder anderen 
gesellschaftlichen Kontexten weitergegeben, teils 
schleicht er sich in politische Diskurse – auch aus 
Opportunismus – ein. Wo wir so etwas bemerken, 
müssen wir uns dem entschieden, aber solida-
risch entgegenstellen. Es ist unser Ziel und un-
sere Verantwortung, dass sich Jüdinnen und Ju-
den in Deutschland sicher fühlen können!  

Interessant wurde die Debatte an dem Punkt, ob 
Antisemitismus im oben genannten Sinne nicht 
nur die „Menschengruppe“, sondern auch einen 
Staat Israel betreffen kann. Israel ist der Staat der 
Juden, der ihnen nach der Shoah die Möglichkeit 
geben sollte, frei von Antisemitismus leben zu 
können. Er wurzelt in den Ideen des Zionismus 
und trägt das Kainsmal der Nakba*. Er ist Reali-
tät. Aber sein Verhalten in der Region folgt kei-
nem Naturgesetz. Ob und wie er den Ausgleich 
mit Palästinenser*innen sucht, ob und wie er sein 
Territorium verteidigt und sogar ausdehnt, sind 
politische Entscheidungen. Sie müssen auch poli-
tisch kritisierbar und veränderbar sein. Israelische 
Politik jedoch allgemein und abstrakt mit dem Eti-
kett des „Zionismus“ zu versehen und Kritik an ihr 
als „Antizionismus“ zu bezeichnen, führt eher zu 
Verwirrung. „Zionismus“ ist historisch gewachsen 
und steht für widersprüchliche Positionen, die 
vom blanken Rassismus („Israel als Vorposten 
der Zivilisation gegen die Barbarei“ (Max Nordau) 
bis zur sozialistischen Idee der Kibbuz-Bewegung 
reichen. So existieren historisch und politisch 
auch unterschiedliche Formen des „Antizionis-
mus“ – bis hin zu einer Position, die sich gegen 
jeden Nationalismus wendet, weil Nationalismus 
überall auf der Welt zu Kriegen führt.  

Ein derartiger Antizionismus prägte das Verhält-
nis zu Israel verstärkt mit dem Aufkommen der 
nationalen, von sozialistischen Perspektiven in-
spirierten Befreiungsbewegungen in den 1960er 
Jahren. Nun existiert aber der Staat Israel (inklu-
sive Nakba*), die Verbrechen der Deutschen ha-
ben ihren Anteil daran, das Bedürfnis nach Lan-
desverteidigung rührt aus den Konflikten und es 
gibt heute keine Lösung. Die Angriffe der Hamas 
und der Hisbollah sind jedenfalls keine. Das Exis-
tenzrecht der Palästinenser*innen rechtfertigt 
Massenmord, Totschlag und Vernichtungsstrate-
gien genauso wenig wie das Existenzrecht der 
Jüd*innen. Das eine geht nicht ohne das andere. 
Umso genauer müssen wir deshalb hinhören, wer 
was und wie formuliert und auch selbst genau da-
rauf achten, was wir sagen.  

„Der durch etliche tausend Jahre von den Men-
schen immer wieder unternommene Versuch, 
auch dem Krieg seine Rechte und Pflichten zu 
geben, war endgültig und auch als ein nur noch 
Scheinbares aufgegeben“. Mit seinen grotesken 
Wendungen und satirischen überspitzten Charak-
terisierungen von Politik und Militär liest sich Jus-
tin Steinfelds Roman „Califa“ aus dem Jahr 1955 
wie das Menetekel für unsere Gegenwart. Denn 
Militärs, so Steinfeld, müssen am Ende erkennen, 
dass auch ihr neuer Krieg trotz aller sauberen 
technischen Möglichkeiten "zu einem Krieg der 
Menschen gegen Menschen werden würde, lang-
weilig, zäh, mörderisch.“ 

„Califa“ wurde erst 2024 publiziert und ist eine 
dystopische Vision aus der Zeit des Kalten 
Kriegs. Doch in einem „Jüdischen Intermezzo“ 
und in den Schlusskapiteln formuliert er auch An-
sätze einer Utopie, die bis zum Antikriegstag 
2026 keine Patina angesetzt habe. 

 Justin Steinfeld, geb. 1886 in Kiel, aufgewach-
sen in Hamburg, gest. 1970 in England, war Mit-
begründer des „Kollektivs Hamburger Schauspie-
ler“, Mitglied der Deutsch-Israelitischen 
Gemeinde in Hamburg und stand der KPD nahe. 
Kurzzeitig im KZ Fuhlsbüttel interniert, gelang ihm 
1934 die Flucht nach Prag. Sein Roman Ein 
Mann liest Zeitung (Neuer Malik Verlag 1984, 
Neuausgabe Schöffling 2020) spießt aus der Per-
spektive eines im Prager Café-Haus die Zeitun-
gen lesenden jüdischen Emigranten die verhäng-
nisvolle Haltung des „als ob“ gegenüber den 
Nazis auf. Leonhard Glanz und die Welt nehmen 
all die Menetekel des drohenden Unheils wahr, 
aber nur „als ob“ sie real sind. Bis es zu spät ist. 

Mit Michael Weber (Deutsches Schauspielhaus), 
Barbara Guggenheim (Jüdischer Salon), Katha-
rina Picandet (Edition Nautilus) und Detlef Grum-
bach (Rosa Lusemburg Stiftung) 

1. September 2026, 19.00 Uhr, Hannah Arendt 
Salon, Schulterblatt 130, 20357 Hamburg 

Link: https://hamburg.rosalux.de/veranstal-
tung/es_detail/1DUWJ/califa-oder-die-liebe-zu-
einer-starkstrom-technike-
rin?cHash=07725068dd9e7756fe52c8b3ee34457
7 

Und warum sehen wir uns heute mit einer so wir-
kungsmächtigen Diskussion über „linken Antise-
mitismus“ konfrontiert? Diese Diskussion wird uns 
von rechts aufgezwungen. Zum einen werden an-
tisemitische oder zumindest dessen verdächtige 
Äußerungen einzelner Personen zu einer Haltung 
der LINKEN stilisiert, zum anderen werden Äuße-
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rungen, die keineswegs antisemitisch sind, pau-
schal als antisemitisch diskreditiert. Die „deutsche 
Staatraison“ wird, wie einst die Freiheit-
lich-demokratische Grundordnung 
(FDGO), zum Maßstab aller Dinge er-
hoben, um linke Bewegungen (und die 
LINKE) in sie hineinzuzwingen oder sie 
auszugrenzen, um sie zu spalten und 
mit Debatten zu beschäftigen, die sie 
schwächen. Die Debatte über „Linken 
Antisemitismus“ soll wie eine Brand-
mauer wirken. Wer „Staatsraison“ ruft 
und eine lautstarke Debatte über „lin-
ken“ oder auch „importierten“ Antisemi-
tismus führt, spielt „verkehrte Welt“ und 
muss sich nicht dem Antisemitismus in 
der Mehrheitsgesellschaft und den ei-
genen Reihen stellen; der kann Anti-Antisemitis-
musprogramme zusammenstreichen, Fördergel-
der zweckentfremdet abgreifen (wie jüngst in 
Berlin) und der Welt erklären, was „Antisemitis-
mus“ wirklich ist. Deshalb können wir uns der Dis-
kussion nicht entziehen. Die LINKE muss darauf 
eine selbstbewusste, differenzierte und offensive 
Antwort finden. Sie muss die Funktion der De-
batte entlarven und darf dabei die Gegenseite 
auch ihre Geschichtslügen, an den strukturellen 
Antisemitismus in den eigenen Reihen erinnern. 
(Warum lassen wir es zu, dass sich die CDU im 
„Pantisano-Streit“ auf die NS-Opfer in ihren Rei-
hen beruft, ohne sie auf ihre Globkes hinzuwei-
sen? Die Realität ist nunmal widersprüchlich.) Wir 
müssen historisch und politisch genau argumen-
tieren, können uns offensiv auf unsere politischen 
Wurzeln und Traditionen berufen. Wir tun uns 
aber keinen Gefallen mit kraftmeierischen Reso-
lutionen, Rechthaberei bei der Verwendung von 
Begriffen oder einer ebenso pauschalisierenden 
Kritik an innerparteilich anderslautenden Positio-

nen. Am wenigsten hilft ein opportunistisches Zu-
rückweichen, um „regierungsfähig“ zu blei-

ben/werden.  

6. Mai 1926: Jens Spahn schwingt die „Antisemitis-

mus-Keule“ gegen die Linke. Belege bleibt er schuldig. 

https://quadro.burda-forward.de/ctf/ff77969f-4fb5-
4237-9a19-0f350807fff7.4bf18a11-d3ec-434f-
9811-f0e8fa5e3dd1.png?im=RegionOfInterest-
Crop=(1202,678),regionOfInte-
rest=(649,236)&hash=83847f9b8fc26691ac2dfb0
28a11c01737fb053f19ff178bee1c7d8371f035a2  

Und abends dann „Maischberger“. Es gibt Ein-
spieler mit markigen Spahn-Sprüchen, er konfron-
tiert Heidi Reichinnek live mit dem Vorwurf des 
„Antisemiten“ in ihrer Fraktion. Dreimal fragt 
Reichinnek nach, wen er genau meine, worauf er 
sich konkret bezieht. Dreimal bleibt Spahn die 
Antwort schuldig. Ein Faktencheck ist nicht vorge-
sehen.  

* = wörtlich: Katastrophe, hier: Vertreibung der 
palästinensischen Bewohner*innen des neuen 
Staates 

Detlef Grumbach, BO St. Georg 

Widersetzen: Am 4. Juli in Erfurt Höcke stoppen! 
Der Bundesparteitag der AfD am 4. & 5. Juli in Erfurt 
darf nicht stattfinden! Er wäre eine faschistische Zu-
sammenrottung mit Björn Höcke an der Spitze. Höcke 
steht für den offen faschistischen und NS-
verherrlichenden Kurs in der Partei: Menschenverach-
tung, Ausgrenzung, massenhafte Deportationen und 
Hass. 

Es gibt keine Neutralität gegenüber dem Faschis-

mus. Wer heute keinen Widerstand leistet, erwacht 
morgen in einer Diktatur. 

Auf den Staat und die regierenden Parteien können wir 
uns nicht verlassen. Vertrauen können wir nur auf uns 
selbst, auf viele antifaschistische Menschen. Das Ver-
bot der AfD und eine solidarische Gesellschaft bekom-
men wir nicht geschenkt, wir müssen sie selbst 

durchsetzen. 

Widerstand gegen Faschismus und AfD wird im-

mer stärker. Überall bilden sich Ortsgruppen, von 
überall werden Busse nach Erfurt organisiert. In Erfurt 
haben wir in den letzten Wochen an tausenden Haus-
türen geklingelt. Wir haben mit Ladenbesitzer:innen, 
Anwohner:innen und Menschen auf der Straße ge-
sprochen. Daher wissen wir: Sie lehnen den AfD-Par-

teitag in ihrer Stadt ab und werden sich an den Aktio-
nen beteiligen. 

Wir sind viele, die gegen den Faschismus und für 
eine solidarische Gesellschaft mit gleichen Rechten für 
alle kämpfen. Das werden wir am 4. Juli zeigen, wenn 
wir mit Zehntausenden die Zufahrten zum AfD-Partei-
tag blockieren. Jede Minute Verzögerung zählt. Komm 

mit nach Erfurt und sei Teil von etwas Großem! 

https://app.zetkin.die-linke.de/o/11/surveys/4466 
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Gefährderansprache 
Rede von Quentin am 16.6. vor dem Sitz des VS Hamburg 

Moin Genossinnen und Genossen, hallo an Alle, 
die sich gegen den fortschreitenden Autoritaris-
mus in der Gesellschaft wenden, wie schön, dass 
ihr gekommen seid, 

und: liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Verfassungsschutzes 

Ich bin mir sicher, ihr findet es sehr interessant, 
wer heute wie, warum und wozu auf dieser Demo 
spricht. Ich bin mir sicher, ihr hört sehr gut zu. 

Ich bin mir sicher, es gibt einige unter euch, die 
denken wirklich, „ja, ich schütze die Verfassung“. 
Aber das tut ihr nicht. Weder schützt ihr die Ver-
fassung, noch schützt ihr ganz normale Leute. 

75 Jahre, ihr habt ja letztes Jahr groß gefeiert, 
und von Anfang an wart ihr von GeStaPo Leuten 
und anderen Nazigrößen durchsetzt. Ab 1955 ha-
ben die Alliierten nicht mehr draufgeguckt, jetzt 
konntet ihr euch die ganz offiziell zurückholen. 
Völlig klar: Wer Demokratie, Rechtsstaat und 
Menschenwürde schützen will, der stellt nicht un-
bedingt händereibend die größten Menschheits-
verbrecher der Geschichte an. Wer eine Verfas-
sung schützen will, die unter dem Eindruck der 
Schreckensherrschaft des Nationalsozialismus 
entstanden ist, der stellt keine Nationalsozialisten 
ein.  

Wer hingegen eine unangenehme demokratische 
Opposition unterdrücken möchte, tja, für den sind 
Bewerber, die dick „Schutzstaffel“ im Lebenslauf 
stehen haben, vielleicht ganz interessant. Und 
wenn ihr an der Stelle denkt, dass das übertrie-
ben ist, lasst mich hier mal festhalten: Noch 1972, 
das sind 27 Jahre nach der Befreiung, war als 
Chef des Bundesamtes ein Nazijurist im Amt, der 
oft und gerne SS-Leute angestellt hat.  

Aber gut, aber gut, 1972 ist jetzt auch schon 
ein bisschen was her, vielleicht haben sich 
die Dinge ja geändert. Nehmen wir 2006. 

2006 wird Halit Yozgat in Kassel erschossen, 
direkt davor rennt euer Kollege Andreas T 
aus dem Internetcafé, in dem gleich darauf 
die Schüsse fallen. Hat er nicht mitbekom-
men. Überhaupt NSU, Informationen über die 
Mörder nicht an die Polizei weitergegeben, 
Akten geschreddert, vor Gericht mehr Erinne-
rungslücken als Olaf Scholz, wenn man ihn 
nach Cum-Ex fragt: Sagt mal, haltet ihr uns 
für bescheuert? Wir, die Zivilgesellschaft, be-
obachten euch jetzt seit 75 Jahren! Es ist 
doch völlig klar, dass ihr nicht uns schützt, 

nicht das Recht auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit und ganz sicher nicht die Menschen-
würde!  

Stellt sich die Frage: Was schützt ihr dann? Un-
sere Verfassung und Demokratie? Finden wir bei-
des nice, vielleicht kommen wir ja so ins Ge-
spräch. Ich habe da mal ein bisschen in euren 
Berichten geschmökert. Und da gibt es Sachen 
zu lesen, die machen ein bisschen stutzig. So 
geht es im Hamburger Verfassungsschutzbericht 
von 2021 auf Seite 69 um eine Demonstration: 

„Bei dieser Demonstration, die durch die verächt-
lich als „Bonzenviertel“ bezeichneten Stadtteile 
Blankenese und Nienstedten führte, wurden vor 
und während des Aufzuges Verlautbarungen und 
Forderungen bekannt, die mit der freiheitlich de-
mokratischen Grundordnung nicht vereinbar sind 
(„Wir enteignen euch alle“ und andere).“ Diese 
Enteignungssache ist euch eindeutig ein Dorn im 
Auge, und hier handelt es sich um langjährig ge-
übte Praxis, Bericht 2022, Seite 78: Eine Gruppie-
rung beteiligte sich „im Oktober 2022 an der De-
monstration „Solidarisch aus der Krise – 
Bezahlbares Leben für alle statt Profite für we-
nige.“ und zeigte dabei ein Transparent mit der 
Aufschrift „Winter is coming… Zeit für Enteig-
nung!““ Die betroffene Gruppierung „befürwortet 
nach wie vor die Enteignung von Unternehmen, 
Wohnungsbaugesellschaften, privaten Kranken-
häusern und sogenannten „Superreichen“. Mit 
solchen Forderungen befindet sie sich in ei-
nem nicht aufzulösenden Widerspruch zum 
Kernbereich der freiheitlichen, demokrati-
schen Grundordnung“.  

Hier wird es interessant. Denn das ist ja eine 
ziemlich eindeutige Aussage. Wir können über-
prüfen, ob das stimmt. Und wenn wir das Grund-
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gesetz, die Verfassung, die ihr zu schützen ver-
pflichtet seid, aufschlagen, dann kommen da zwei 
Artikel, Art. 14 und 15 – ziemlich am Anfang, so 
weit muss man gar nicht lesen. Und der eine er-
laubt Enteignungen von einzelnen Objekten und 
der andere Vergesellschaftungen im großen Stil. 
Warum soll das denn dann den Kernbereich der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung verlet-
zen? Oder, anders gefragt, was ist denn dieser 
Kernbereich? Vor allem vor dem Hintergrund, 
dass das Grundgesetz geändert werden kann 
und darf. Nicht geändert werden dürfen, neben ei-
nigen anderen Prinzipien, Demokratie, Rechts-
staat und Menschenwürde. Diese werden durch 
Vergesellschaftungen nicht angegriffen. Also, was 
wird durch die gefürchteten Enteignungen ange-
griffen, mit welchem Kernbereich der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung wird sich hier un-
auflösbar in Widerspruch gesetzt?  

Quentin beim Parteitag am Saalmikro 

Die Antwort folgt auf dem Fuße: Was hier abge-
schafft werden soll und was also dieser Kern-
bereich ist, ist laut Verfassungsschutz der Ka-
pitalismus. Dazu wieder ihr, lieber 
Verfassungsschutz, Bericht von 2022, Seite 79: 
„Der zu überwindende „Kapitalismus“ steht 
für Linksextremisten dabei als Synonym für 
die freiheitliche, demokratische Grundord-
nung und die parlamentarische Demokratie“. 
Und so, so wird es gedreht. Wichtig zu verstehen: 
Die Anwesenheit des Art. 15 GG, so sagt es das 
Bundesverfassungsgericht, zeigt, dass sich die 
Mütter und Väter des Grundgesetzes nicht auf 
eine Wirtschaftsordnung festlegen wollten. Dar-
über dürfen wir alle zusammen demokratisch ent-
scheiden. Damit einher geht implizit die Wertung: 
Kapitalismus und Demokratie müssen nicht not-
wendigerweise Hand in Hand gehen. Eine andere 
Wirtschaftsordnung ist unter dem Grundgesetz 
denkbar. Deshalb muss es der Verfassungs-
schutz so drehen, dass wer „Kapitalismus“ sagt, 

in Wahrheit die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung meine.  

Aber das ist natürlich nicht so. Demokratie, 
Rechtsstaat, Menschenwürde, Republik, Sozial-
staat, alles eben, was in den Artikeln 1 und 20 
des Grundgesetzes unabschaffbar geregelt ist, ist 
eine große Errungenschaft unserer geistigen Vor-
fahren, die blutig gegen die euren erkämpft wer-
den musste!  

Und die bis heute erkämpft werden muss, jeden 
Tag wieder und wieder! Denn wer schleift den So-
zialstaat? Deutsche Regierungen seit über 25 
Jahren! Wer greift die Menschenwürde an? Der 
Hamburger Senat, wenn er Foltermethoden nicht 
nach Todesfällen, sondern erst nach Verurteilung 
durch den Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte wieder einstellt! Wer scheißt auf den 
Rechtsstaat? Markus Söder, der sich beharrlich 
weigert, Urteile bayrischer Gerichte umzusetzen! 
Und wer verhindert Demokratie? Der Hamburger 
Verfassungsschutz, wenn er mit offensichtlich 
verfassungswidriger Auslegung Volksinitiativen 
anschwärzt. Wenn er friedliche und von der Ver-
fassung geschützte Demonstrationen beobachtet! 
Ja, hallo nochmal! Und wenn er Menschen Angst 
macht, sich demokratisch zu engagieren. Ob das 
die Kids gegen die Wehrpflicht sind, die von euch 
angeschnackt werden, sie sollten ihre Freund*in-
nen verraten, Kinder! Oder ob es eine Regelab-
frage ist, wo Leute, die sich hauchzart am 
Mainstream vorbeiengagieren, sich ernsthafte 
Sorgen machen müssen, später in vielen Jobs 
nicht mehr arbeiten zu dürfen. Diese Regelab-
frage ist eine Rückkehr nach 1972 mit seinem 
Nazipräsidenten und seinem Radikalenerlass. 
Und wir wissen genau, dass ihr damals wie heute 
die Menschen meint, die für Menschenrechte, Ar-
beiter*innenrechte und die Demokratisierung der 
Gesellschaft eintreten.  

Die Demokratie, die ihr schützt, ist die, in der 
Hamburg ohne die Elbchaussee unregierbar ist. 
Es ist die, wo sich der Hamburger Bürgermeister 
mit noch dem größten Betrüger trifft, solange der 
nur reich genug ist. Es ist die, wo die Fossillobby 
gleich die Wirtschaftsministerin stellt. Es ist eine 
Demokratie, in der sich grundlegend nichts än-
dern darf, selbst dann nicht, wenn die Verfassung 
diese Veränderung ausdrücklich vorsieht. Kurz 
gesagt: Es ist keine Demokratie.  

Ihr seid Feinde der offenen Gesellschaft, ihr seid 
Feinde der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung und ihr seid verfassungsfeindlich. Ihr seid 
es immer schon gewesen. Deshalb Nein zur Re-
gelabfrage! Euch gebühren keine weitergehenden 
Kompetenzen. Ihr gehört abgeschafft!  
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Termine in (und für) Mitte
Mittwoch, 01.07., 18:00 Uhr 

Treffen der Stadtteilgruppe St. Georg 
Stadteilbüro, Hansaplatz 9 

Donnerstag, 02.07., 19 Uhr 
Shine a light on Cuba (s.S. 8) 
KLUB im Gewerkschaftshaus, Besenbinderhof 
Donnerstag, 02.07. 19:30 Uhr  

Treffen der BO St. Pauli/Neustadt/Hafencity 
(Ausnahme - wegen Ferienbeginns): 
Emil-Wendt-Park (! schon Altona), Fußballplatz 
Thadenstrasse/Ecke Scheplerstrasse, mit Pick-
nick (jeder kann etwas mitbringen) und Boccia-
Spielen (vorhanden) 
Freitag, 03.07., 16:30 Uhr 

Kundgebung gegen Sozialabbau 
Speersort /Petrikirche (s.S. 2) 
Samstag, 04.07. 14 – 19 Uhr 
Sommerfest der Linksfraktion 
Marktplatz Kirchdorf Süd (s.S. 8 und Mm Juni) 
Samstag, 4., Sonntag, 5.7.: 
Widersetzen gegen den AfD-Parteitag in Erfurt 
Dort, Busse werden organisiert (s.S. 11) 

Dienstag, 07.07. 19:00 Uhr  

Treffen der Stadtteilgruppe W‘burg/Veddel 
Bürgerhaus Wilhelmsburg 
Donnerstag, 09.07., 18:30 Uhr 
Treffen der BO Billstedt 
Kulturpalast, Öjendorfer Weg 30 a 
Montag, 13.07., 16:30 Uhr 

Treffen der BezAG SeniorInnenpolitik 
Stadtteilbüro, Hansaplatz 9 

Montag, 20.07., 19:00 Uhr 

Treffen der BO HaHoBo 
Horner Freiheit, Am Gojenboom 46 
Freitag, 24.07., 10:30 Uhr: 

Treffen der LAG Senior*innenpolitik 
Rente in Dänemark mit dänischen Gästen 
Sitzungsraum, Burchardstr. 21 

August 2026 
Dienstag, 04.08. 19:00 Uhr  

Treffen der Stadtteilgruppe W‘burg/Veddel 
Bürgerhaus Wilhelmsburg 
Mittwoch, 05.08., 18:00 Uhr 

Treffen der Stadtteilgruppe St. Georg 
Stadteilbüro, Hansaplatz 9 

Donnerstag, 13.08.,18:30 Uhr  

Treffen der BO Billstedt 
Kulturpalast, Öjendorfer Weg 30 a 

Donnerstag, 13.08., 19:30 Uhr  

Treffen der BO St. Pauli/Neustadt/Hafencity 
Hamburger Hochstraße 1 a, Abgeordnetenbüro; 
auf Einladung von Marie Kleinert, MdHBü 

Montag,17.08., 19:00 Uhr 

Treffen der BO HaHoBo 
Horner Freiheit, Am Gojenboom 46 

 

Viele weitere Termine findet Ihr auf der Webseite 
der Partei:  
https://www.die-linke-hamburg.de/aktuelles/termine/ 

Und der der Bürgerschaftsfraktion: 
https://www.linksfraktion-hamburg.de/termine 

Kontakt: Ansprechpartner/innen Bezirksverband Hamburg-Mitte  
Bezirksvorstand:     Telefon    Mail 
Rhia Baguley  rhia.baguley@die-linke-hamburg.de 

Lea Behn  lea.behn@die-linke-hamburg.de 

Luzian Massarrat  luzian.massarrat@die-linke-hamburg.de 

Lina Möller  lina.moeller@die-linke-hamburg.de 

Rose Richter  rose.richter@die-linke-hamburg.de 

Jamila Schrum  jamila.schrum@die-linke-hamburg.de 

Wolfgang Strauß (Schatzmeister)  wolfgang-strauss@die-linke-hamburg-mitte.de 

Yannick Yildiz  yannick.yildiz@die-linke-hamburg.de 

Gesamtvorstand  bv-mitte-vorstand@lists.die-linke-hh.de 

Instagram: https://www.instagram.com/dielinkehh_mitte/   

Im Netz:      http://www.die-linke-hamburg-mitte.de   

Bernhard Stietz-Leipnitz (nur MitteNmang) 040 24 57 40 stietz-leipnitz@t-online.de 

Spendenkonto DIE LINKE MITTE Hamburger Sparkasse IBAN: DE41 2005 0550 1213 1295 03 BIC: HASPDEHHXXX 

 


